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In einem aktuellen 
EUGH-Verfahren soll 

geklärt werden,  
wer Arbeitgeber von 

Lkw-Fahrern ist und wo 
diese angestellt werden 

müssen.

                                                 ZUM AUTOR  
Rechtsanwalt  
Dr. Dominik Schärmer, 
Transportrecht
Ungargasse 15/5,  
1030 Wien
Tel.: +43 1 310 02 46
Fax: +43 1 310 02 46-18

E-Mail: kanzlei@schaermer.com
www.schaermer.com
 

G rund für den gegenständli-
chen Rechtsstreit (Aktenzeichen 

C-610/18) ist eine Entscheidung des Ver-
waltungsrats der niederländischen Sozi-
alversicherungsanstalt (RSVB). In dieser 
Entscheidung stellte die RSVB fest, dass 
Fahrer einer in Zypern gegründeten 
Gesellschaft (AFMB), die durch Verträge 
mit niederländischen Unternehmen die-
sen zur Verfügung gestellt werden, nicht 
den sozialversicherungsrechtlichen Vor-
schriften Zyperns, sondern jenen der 
Niederlande unterliegen. Die zyprioti-
sche Gesellschaft rief in weiterer Folge 
das Berufungsgericht in Sachen der 
sozialen Sicherheit und des öffentlichen 
Dienstes der Niederlande an und dieses 
wandte sich wiederum an den EuGH 
und ersuchte insbesondere um Erläute-
rung der Frage, wer Arbeitgeber der Fah-
rer ist. Die in den Niederlanden ansäs-
sigen Transportunternehmen oder die 
zypriotische Gesellschaft? Das zyprioti-
sche Unternehmen ist der Auffassung, 
dass die Entscheidung unter anderem 

von der Auslegung der Unionsvorschrif-
ten zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit abhängt und somit 
in die Zuständigkeit des EuGH fällt. 

ARGUMENTE DER PARTEIEN
Der RSVB ist der Ansicht, dass die 
niederländischen Transportunterneh-
men, die die ihnen für unbestimmte 
Zeit uneingeschränkt zur Verfügung 
stehenden Fahrer eingestellt haben, 
gegenüber den Fahrern die tatsächliche 
Weisungsbefugnis ausüben und fak-
tisch die Lohnkosten zu tragen haben, 
für die Zwecke der Anwendung der 
Unionsvorschriften zur Koordinierung 
der Systeme der sozialen Sicherheit 
als Arbeitgeber anzusehen sind. AFMB 
bestreitet dies und wendet ein, dass 
die mit den Fahrern geschlossenen 
Arbeitsverträge den sozialversiche-
rungsrechtlichen Vorschriften Zyperns 
unterliegen, da in diesen Verträgen 
AFMB ausdrücklich als Arbeitgeber 
bezeichnet wird, auch wenn diese 

Hat es sich aus geflaggt?

 

STRASSENGÜTERVERKEHR

RECHT

 EUGH PRÜFT „ZYPERN-MODELL“   

 RECHTSMISSBRÄUCHLICHES AUSFLAGGEN?  EuGH prüft Zur
verfügungstellung von Fahrern einer zypriotischen Gesellschaft. 



Fahrer gewöhnlich niederländischen 
Transportunternehmen zur Verfügung 
stehen, mit denen AFMB Flottenmana-
gementverträge geschlossen hat.

VERTRAGSBEZEICHNUNG?
In seinen Schlussanträgen vom 26. 
November 2019 teilt der Generalanwalt 
die Auffassung, dass Arbeitgeber von 
abhängig beschäftigten Lkw-Fahrern im 
internationalen Straßentransport jenes 
Transportunternehmen ist, das sie auf 
unbestimmte Zeit eingestellt hat, eine 
tatsächliche Weisungsbefugnis gegen-
über ihnen ausübt und faktisch die 
Gehaltskosten zu tragen hat. 
Dem Generalanwalt zufolge ist das Ziel 
des europäischen Systems zur Koor-
dinierung der Systeme der sozialen 
Sicherheit, die Arbeitnehmer, die inner-
halb der Union zu- und abwandern, dem 
System der sozialen Sicherheit eines 
einzigen Mitgliedstaats zu unterstel-
len. Hierdurch soll verhindert werden, 
dass der sozialversicherungsrechtliche 

Schutz von in den Anwendungsbereich 
dieser Verordnung fallenden Personen 
entfällt, wenn auf sie keine Rechtsvor-
schriften anwendbar wären. Gemäß 
der Verordnung zur Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit ist der 

Sitz des Arbeitgebers ein Anknüpfungs-
punkt für die Bestimmung des anwend-
baren nationalen Rechts. Der Begriff 
„Arbeitgeber“ ist durch das Unionsrecht 
jedoch nicht definiert. Die Verordnung 
zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit weist zur Ermitt-

lung des Sinns und der Bedeutung die-
ses Begriffs auch nicht ausdrücklich auf 
das Recht der Mitgliedstaaten. 

WEISUNGSBEFUGT?
Der Generalanwalt stellte fest, dass die 
Vertragsbeziehung, nach der der AFMB 
formal betrachtet „Arbeitgeber“ der 
Fahrer wäre, lediglich einen Anhalts-
punkt liefert, die Bestimmung des tat-
sächlichen Arbeitgebers jedoch einigen 
Voraussetzungen bedarf. Als Arbeitge-
ber von Lkw-Lenkern im internationa-
len Straßentransport ist nämlich das 
Transportunternehmen anzusehen, 
das den Fahrer eingestellt hat, dem der 
Fahrer tatsächlich auf unbestimmte 
Zeit uneingeschränkt zur Verfügung 
steht, das eine tatsächliche Weisungs-
befugnis gegenüber dem Fahrer ausübt 
und das faktisch die Gehaltskosten zu 
tragen hat. 
Das bloße Vorliegen eines Arbeitsvertra-
ges mit der zypriotischen Gesellschaft, 
in dem diese als Arbeitgeber bezeichnet 
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DSGVO gut und schön – aber wie 
reagiert man richtig, wenn man seine 
Rechte verletzt sieht? Ich darf 
Ihnen nachfolgend einen inte-
ressanten Vorfall aus dem Vor-
jahr nahebringen. 

REAKTIONSZEIT: EIN MONAT
Der Beschwerdeführer stellte am 
10.  Dezember 2018 ein datenschutz-
rechtliches Auskunftsbegehren per 
Post an eine Klagenfurter Niederlas-
sung der Beschwerdegegnerin. Das 
Schreiben wurde am 11. Dezember 
zugestellt. Die Beschwerdegegnerin 
hat auf das Schreiben nicht innerhalb 

einer Frist von einem Monat ab Zustel-
lung reagiert. Damit wurde das Recht 
auf Auskunft verletzt, wie die Daten-
schutzbehörde (DSB) rechtskräftig 
feststellte. 

EINGANG DES ANTRAGS 
Was konkret unter „Eingang des 

Antrags“ zu verstehen ist, lässt der 
europäische Verordnungsgeber 
allerdings offen. Nach der all-
gemeinen zivilrechtlichen Emp-

fangstheorie ist danach zu urtei-
len, wann eine Erklärung in den 

Machtbereich des Empfängers gelangt 
(vgl. § 862a ABGB). 

RECHT AUF AUSKUNFT 
Die Beschwerdegegnerin brachte auch 
vor, dass entsprechend ihrer Daten-
schutzbestimmungen das Recht auf 
Auskunft bzw. das Auskunftsbegehren 

schriftlich an den Datenschutzbeauf-
tragten zu richten sei. Demgegenüber 
sieht Art. 12 Abs 2 DSGVO ein Erleich-
terungsgebot vor: Der Verantwortliche 
muss geeignete Maßnahmen treffen, 
damit die Ausübung der Betroffenen-
rechte erleichtert wird. Eine betroffene 
Person kann laut DSB im Rahmen von 
Datenschutzbestimmungen oder AGB 
nicht angehalten werden, einen Antrag 
auf Ausübung von Betroffenenrech-
ten – bei sonstiger Ungültigkeit – an 
eine bestimmte Adresse oder auf 
bestimmte Weise übermit-
teln zu müssen.  

Datenschutz: Rechte verletzt?
Von
Michael Patocka, 
Geschäftsführer 
IRM-Kotax.
m.patocka@irm-kotax.com

„Unser Wissen ist 
Ihre Sicherheit.”
Tel. 01 503 62 33

www.irm-kotax.com

--- Folgt der EuGH 
der Rechtsmeinung 
des Generalanwalts 

sind sehr viele „Aus-
flaggungen“ als 

rechtsmissbräuchlich 
einzustufen. --- 
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wird, reicht daher nicht für die tatsäch-
liche Qualifizierung als Arbeitgeber aus.

KEINE ENTSENDUNG
Weiters macht der Generalanwalt deut-
lich, dass es sich auch nicht um eine 
sogenannte „Entsendung“ handelt. 
Bei einer „Entsendung“ ist der Arbeit-
nehmer zwar in einem anderen Staat 
tätig, unterliegt jedoch den Vorschrif-
ten des Entsendestaates. Der General-
anwalt führte aus, dass die zypriotische 
Gesellschaft den in den Niederlanden 
ansässigen Unternehmen, Arbeitneh-
mer lediglich auf unbestimmte Zeit 
„zur Verfügung gestellt“ hat. Weiters 
beschränkte sich die Rolle der zyprio-
tischen Gesellschaft lediglich auf die 
Zahlung der Löhne und Sozialbeiträge 
an die zyprische Behörde.

RECHTSMISSBRÄUCHLICH AUSFLAGGEN
Schließlich führte der Generalanwalt 
aus, dass die zypriotische Gesellschaft 
die Arbeitgebereigenschaft durch eine 
ausgeklügelte Konstruktion des Pri-
vatrechts erlangt hat. Die niederlän-
dischen Vertragspartner haben jedoch 
die tatsächliche Kontrolle gegenüber 
den Arbeitnehmern ausgeübt, was nor-
malerweise unter die Befugnisse des 
Arbeitgebers im Rahmen eines Arbeits-
verhältnisses fällt. 
Die Berufung auf die Grundfreiheiten 
des Binnenmarkts, um sich in Zypern 

niederzulassen und von dort aus Dienst-
leistungen an niederländische Unter-
nehmen zu erbringen, führt zu einer 
Verschlechterung des Sozialversiche-
rungsschutzes der Fahrer, während die 
niederländischen Unternehmen daraus 
offenbar Vorteile bei den Gehaltskos-
ten gezogen haben. Der Generalanwalt 
kommt somit zum Entschluss, dass 
ein Rechtsmissbrauch vorliege, der es 
AFMB verbietet, sich auf ihre angeb-
liche Arbeitgebereigenschaft zu beru-
fen, um beim RSVB zu beantragen, die 
zyprischen Rechtsvorschriften für auf 
die betroffenen Fahrer anwendbar zu 
erklären.

AUSWIRKUNGEN
Zur Rolle des Generalanwalts: Der Gene-
ralanwalt hat die Aufgabe, einen Vor-
schlag für ein Urteil in der Form von 
begründeten Schlussanträgen zu stel-
len. Er setzt sich dabei mit der bisheri-
gen Rechtsprechung des EuGH in ähnli-
chen Fällen auseinander und verwendet 
diese für die Beurteilung des vorliegen-
den Falls. Der EuGH ist an diese Vor-
schläge nicht gebunden, faktisch folgt 
er jedoch in den überwiegenden Fällen 
den Vorschlägen des Generalanwalts. 
Es bleibt somit die Entscheidung des 
EuGH abzuwarten. Folgt der EuGH der 
Rechtsmeinung des Generalanwalts 
sind sehr viele „Ausflaggungen“ als 
rechtsmissbräuchlich einzustufen. 

   AUF EINEN BLICK  

▶  Das bloße Vorliegen eines Arbeitsver-
trages, in dem ein Unternehmen als Arbeit-
geber bezeichnet wird, bildet lediglich einen 
Anhaltspunkt für die rechtliche Qualifika-
tion als tatsächlicher Arbeitgeber.

▶  Auch die Zahlung des Gehalts und der 
Sozialbeiträge bilden lediglich ein Indiz für 
die Qualifikation als Arbeitgeber.

▶  Als Arbeitgeber von Lkw-Fahrern im 
internationalen Straßentransport ist das 
Transportunternehmen anzusehen, das den 
Fahrer einstellt, die tatsächliche Weisungs-
befugnis gegenüber dem Fahrer ausübt, die 
faktischen Gehaltskosten trägt und dem der 
Fahrer tatsächlich auf unbestimmte Zeit 
uneingeschränkt zur Verfügung steht.

▶  Wenn ein Unternehmen nicht als Arbeit-
geber eingestuft ist, kann auch nicht von 
einer „Entsendung“ ausgegangen werden, 
sondern liegt vielmehr eine „Zurverfügung-
stellung“ vor, die anderwärtige rechtliche 
Konsequenzen nach sich zieht.

▶  Die Ausnutzung der europarechtlichen 
Grundfreiheiten des Binnenmarkts, die 
zu einer Verschlechterung des Sozialver-
sicherungsschutzes der Fahrer führt und 
Vorteile für den Unternehmer schafft, ist als 
rechtsmissbräuchlich anzusehen.

 TREND VORÜBER?  Nicht nur Großflottenbetreiber haben in den letzten Jahren ihren Fuhrpark ausgeflaggt. 


